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Anlage 16 zur GRDrs 797/2015
Verlängerung eines Stellenvermerks 
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk

bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.0301.135
32315313


	Amt für öffentliche Ordnung

	A 10
	Sachbearbeiter/-in

Feinstaub
	0,5
	KW
01/2016

KW

01/2018
	--


Begründung:
Zum Stellenplan 2010 wurden für den Aufgabenbereich „Antragsbearbeitung Ausnahmegenehmigungen zum Befahren der Umweltzone Stuttgart“ eine 0,5 Stelle in Besoldungsgruppe A 10 und 4,5 Stellen in A 8 jeweils mit KW-Vermerk 01/2014 geschaffen.
Zum Stellenplan 2014/2015 wurde der KW-Vermerk bei den 4,5 Stellen in A 8 aufgrund des Aufgabenrückgangs vollzogen (Stellen wurden gestrichen). Zur Erledigung der weiterhin anfallenden Antragsbearbeitung wurde der KW-Vermerk bei der 0,5 Stelle in A 10 auf 01/2016 verlängert. 
Die in GRDrs 844/2009 und GRDrs 240/2011 genannten Gründe zum Antrag, zu den Schaffungskriterien und zu dem grundsätzlichen Bedarf gelten insoweit unverändert weiter, als dass auch über den 31.12.2015 hinaus weiterhin mit Anträgen auf eine Ausnahmegenehmigung zum Befahren der Umweltzone Stuttgart ohne entsprechende Plakette zu rechnen ist. 
Eine Ausnahmegenehmigung wird nur in besonders begründeten Einzelfällen genehmigt. Antragsberechtigt sind z.B. Spezialfahrzeuge von Schaustellern, in ihrer Existenz gefährdete Einzelunternehmer, Stuttgarter Bürger ab 80 Jahren mit eigenem Fahrzeug zur Eigenversorgung in ihrem Stadtbezirk und einer Fahrleistung von kaum mehr als 100 km oder Wohnmobilbesitzer zur Ein- und Ausfahrt. Dazu kommen Antragssteller aus der Region Stuttgart, anderen Bundesländern und aus dem Ausland, die ihre älteren Fahrzeuge dort noch fahren dürfen. Dies sind meist Handwerker und Gewerbetreibende, die nur für sehr kurze Zeit mit ihren Fahrzeugen die Stuttgarter Umweltzone befahren wollen. Im Jahr 2014 wurden Ausnahmegenehmigungen für 359 Nutzfahrzeuge und für 150 Pkw beantragt. Für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung wird grundsätzlich eine Verwaltungsgebühr von 80 Euro, für die Ablehnung keine Gebühr erhoben. Die Summe der Gebühreneinnahmen belief sich im Jahr 2014 auf rund 33.000 € (419 bearbeitete Anträge x 80 Euro). 

Bei Ablehnung der Verlängerung des KW-Vermerks könnten die eingehenden Anträge und Anfragen nicht mehr bearbeitet werden.

Im Stellenplanverfahren 2018/2019 ist der weitere Bedarf erneut zu überprüfen.
